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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Politische Grundfragen

Politische Grundfragen

Gelungen ist der SVP als Oppositionspartei eigentlich nur die Dauerkampagne gegen
ihre ehemaligen Parteimitglieder im Bundesrat. VBS-Vorsteher Samuel Schmid gab im
Herbst entnervt auf. Die SVP meldete sofort ihren Anspruch auf den frei werdenden
Sitz an und ihr früherer Präsident Ueli Maurer (ZH) wurde vom Parlament zu Schmids
Nachfolger gewählt. Damit war das Konkordanzsystem formal wieder hergestellt, auch
wenn die SVP noch nicht gemäss ihrem Wähleranteil in der Regierung vertreten ist. 1

ANDERES
DATUM: 18.09.2008
HANS HIRTER

Nationale Identität

Mitte April lancierte die von Blocher präsidierte Zürcher SVP eine Inserat- und
Plakataktion, in welcher die Solidaritätsstiftung als Erpressung bekämpft wurde. Der
Präsident der nationalen SVP, Nationalrat Maurer(ZH), hatte sich zuerst grundsätzlich
mit der Stiftung einverstanden erklärt. Im Juni kündigte er dann aber an, dass seine
Partei diese in der geplanten Form bekämpfen werde. Als Alternative für die
Finanzierung über eine Bewirtschaftung eines Teils der Goldreserven schlug die SVP
eine Sammlung in der Bevölkerung vor. Ende Juni kündigte Blocher - eingerahmt von
heftigen Verbalattacken gegen andere Politiker, Medien- und Kulturschaffende - die
Schaffung einer eigenen humanitären Stiftung an, welche vor allem aus grossen
Beiträgen von vermögenden Personen gespiesen werden soll. Er erklärte sich bereit,
dort eine Million einzubezahlen, wenn sich 200 bis 500 weitere Personen mit ähnlichen
Beiträgen daran beteiligen würden. Nachdem das Echo beim angesprochenen
Personenkreis unbefriedigend ausgefallen war, eröffnete er die Stiftung mit der von ihm
versprochenen Million und rief in Inseraten zu weiteren Spenden auf. 2

ANDERES
DATUM: 30.09.1997
HANS HIRTER

Die von einer privaten Vereinigung veranstaltete Bundesfeier auf dem Rütli erfreute
sich auch dieses Jahr grosser Aufmerksamkeit bei den Medien. Nach den störenden
Auftritten von Rechtsextremen in den Jahren 2004 und 2005 sorgten die Veranstalter
wie bereits im Vorjahr mit strengen Sicherheitsmassnahmen dafür, dass nur
vorangemeldete Gäste Zugang fanden. Die Rechtsradikalen wurden nicht zugelassen;
rund 300 von ihnen folgten einem Aufruf der PNOS und versammelten sich eine Woche
später am selben Ort. Im Zentrum der 1. August-Feier auf dem Rütli standen im
Berichtsjahr die Frauen. Die mitveranstaltenden Frauenorganisationen hatten
Bundespräsidentin Micheline Calmy-Rey (sp) und Nationalratspräsidentin Christine
Egerszegi-Obrist (fdp, AG) als Hauptrednerinnen eingeladen. Die Kantone der
Innerschweiz waren weder von der Idee einer von der SP-Bundespräsidentin
angeführten Frauenfeier am 1. August noch vom zu erwartenden Sicherheitsaufwand
angetan und stellten phasenweise die Durchführung des diesjährigen Anlasses in Frage.
Der Disput hatte auch wahlkampfspezifische Aspekte und wurde von den Medien
während Monaten in breitester Form abgehandelt. Die SP gebärdete sich als Hüterin
des schweizerischen Patriotismus und die SVP fand auf einmal diese Bundesfeier auf
dem Rütli (in den Worten ihres Präsidenten Maurer „… nur eine Wiese mit Kuhdreck“)
nicht mehr so wichtig. Die Finanzierung des Sicherungsaufwands übernahmen, nach
einigem Hin und Her und der Zusage eines Beitrags von privaten Sponsoren, die Stadt
und der Kanton Luzern sowie Uri. Die Veranstaltung wurde ohne Störungen
durchgeführt. Diese Feier und ihre Umstände wurden auch im Parlament zu einem
Thema. Der Bundesrat bestätigte in seiner Antwort auf eine Interpellation Inderkum
(cvp, UR) seine Haltung, dass sich der Bund nicht finanziell an dieser Veranstaltung auf
dem Rütli beteiligen werde. Grundsätzlich lehne die Landesregierung die Durchführung
einer zentralen nationalen Bundesfeier, egal ob auf dem Rütli oder anderswo, ab, da
dies nicht dem föderalistischen Charakter der Schweiz entsprechen würde. 3

ANDERES
DATUM: 01.08.2007
HANS HIRTER
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Institutionen und Volksrechte

Bundesrat

Der Wahlsieg der SVP bei den Nationalratswahlen, welcher sie von der viertgrössten
zur wählermässig stärksten Partei hatte anwachsen lassen, belebte die sporadisch
aufkeimende Diskussion um die Fortführung der sogenannten Zauberformel für die
parteipolitische Zusammensetzung der Landesregierung. Unmittelbar nach den
Nationalratswahlen verlangten Parteipräsident Maurer (ZH) und Nationalrat Blocher
(svp, ZH) einen der beiden CVP-Sitze, da diese nun zur schwächsten Bundesratspartei
geworden sei. Diese Forderung wurde von der SVP übernommen; die von der Partei
reklamierte Aussprache über eine neue Regierungszusammensetzung stiess aber bei
den anderen Bundesratsparteien auf kein Interesse. Die FDP zeigte keine Lust, einen
der beiden im Frühjahr frisch gewählten CVP-Vertreter bereits wieder abzuwählen, und
auch die SP konnte kein Interesse an der Schwächung der politischen Mitte zugunsten
der SVP haben. In der Folge änderte deshalb die SVP ihre Stossrichtung und verlangte
einen der beiden SP-Sitze. Mit dieser Forderung konnte sie zwar bei einigen
Freisinnigen auf Unterstützung hoffen, provozierte aber auch eine Gegenreaktion bei
der SP, welche erklärte, dass bei einer Abwahl eines ihrer beiden Regierungsmitglieder
auch das andere zurücktreten würde. Die FDP gestand zwar zu, dass eine rein
bürgerliche Regierung nicht ohne Reiz wäre, gab aber zu bedenken, dass die
bestehenden Volksrechte die Regierungspolitik lähmen könnten und zudem der SP ihre
Oppositionsrolle zu einfach machen würden. Ende November nominierte die SVP-
Fraktion ihren Bisherigen Adolf Ogi sowie, als Herausforderer für die beiden
Sozialdemokraten, Christoph Blocher. Die CVP-Fraktion sprach sich einstimmig und die
FDP-Fraktion bei einigen Gegenstimmen für die Bestätigung der Bisherigen und damit
gegen die Wahl von Blocher aus. 4

ANDERES
DATUM: 14.12.1999
HANS HIRTER

Am Abend des Wahlsonntags überraschte der Präsident der SVP, Ueli Maurer, die
Präsidenten der anderen Parteien vor laufender Fernsehkamera mit der ultimativ
vorgetragenen Forderung, dass bei der Gesamterneuerungswahl vom Dezember
Christoph Blocher anstelle einer der bisherigen CVP-Vertreter in den Bundesrat zu
wählen sei, ansonsten die SVP aus der Regierung austreten werde. Wie sich in letzterem
Fall der amtierende Bundesrat der SVP, Samuel Schmid, verhalten würde, blieb offen.
Die SVP-Fraktionsführung und später auch die Fraktion und eine
Delegiertenversammlung sanktionierten dieses in kleinem Kreis vorbereitete Vorgehen
Maurers erst im Nachhinein, aber ohne wesentliche Opposition. Die rasch
verstummende parteiinterne Kritik monierte, dass die üblichen Prozeduren bei der
Kandidatennomination missachtet würden, und dass ein so wichtiger Entscheid wie ein
Regierungsaustritt nur von einer Delegiertenversammlung oder einer Urabstimmung
gefällt werden könne.

Die beiden anderen bürgerlichen Regierungsparteien reagierten unterschiedlich. Die
FDP kritisierte zwar das aggressive Vorgehen der SVP, sah aber keinen Grund, deren
Anspruch auf einen der beiden CVP-Sitze und die Kandidatur Blocher zu bekämpfen.
Die von der SVP anvisierte CVP erklärte hingegen, dass ihre Vertreter nicht zurücktreten
würden und die Partei sie dabei voll unterstützen werde. Auch ihre Bundesräte Deiss
und Metzler liessen nie Zweifel daran aufkommen, dass sie wieder kandidieren würden.
Obwohl es an der kompromisslosen Haltung der CVP auch parteiinterne Kritik gab,
welche befürchtete, dass nach dem neuerlichen Wahlsieg der SVP ein Beharren auf den
zwei Bundesratssitzen für die CVP kontraproduktiv wäre, hielt die CVP-Spitze bis zur
Bundesratswahl vom 10. Dezember an dieser Linie fest. In der Vorbereitung des Terrains
für die Bundesratswahl machte sich die CVP die Idee der SP zu Eigen, dass die SVP,
zumindest vorläufig, den durch die Demission Villigers freiwerdenden FDP-Sitz erhalten
solle. Dabei griff sie die FDP auch inhaltlich an: Mit ihrer Unterstützung der Kandidatur
Blocher sei diese zum Anhängsel der SVP geworden und nicht mehr repräsentativ für
ihre gemässigt bürgerliche Wählerschaft. Diese werde einzig noch durch die CVP
vertreten, weshalb deren Anspruch auf zwei Sitze gerechtfertigt sei. Eine Woche vor der
Wahl beschloss die Fraktion, an der Wiederkandidatur sowohl von Deiss als auch von
Metzler festzuhalten. Zudem entschied sie, dass die zuerst antretende Metzler bei einer
Nichtwahl nicht gegen den nach ihr zu wählenden Deiss antreten dürfe.

Die Haltung der SP war nicht eindeutig und zudem stark von taktischen Interessen
geprägt. Im Sommer hatte Parteipräsidentin Brunner eine gewisse Bereitschaft
erkennen lassen, der SVP einen zweiten Regierungssitz zulasten der CVP einzuräumen.
Sie begründete diese von einem Teil der Linken als Tabubruch empfundene

ANDERES
DATUM: 04.12.2003
HANS HIRTER
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Unterstützung der SVP nicht mit deren Wählerstärke, sondern mit dem Verhalten der
CVP, welche zu weit nach rechts gerückt sei. Indirekt gab sie damit der CVP zu
verstehen, dass eine SP-Unterstützung für die Verteidigung ihrer beiden
Regierungssitze nicht gratis zu haben sei. In der Phase der Wahlvorbereitungen
konkretisierte die SP-Spitze diesen Preis und verlangte von der CVP Zusicherungen, in
konkreten sozial-, wirtschafts- und finanzpolitischen Fragen die SP-Positionen
mitzutragen. Derartige Vorstösse wurden auch von den Grünen gemacht, welche aber
rasch zur Erkenntnis kamen, dass die Positionen der CVP und der GP zu weit
voneinander entfernt sind, um eine tragfähige Mitte-Links-Regierung zu bilden.
Rechnerisch wäre eine derartige Koalition möglich gewesen, verfügte doch die Linke
mit der CVP über eine knappe Mehrheit von 125:121 Stimmen in der
Bundesversammlung. Obwohl die CVP der SP keine inhaltlichen Zugeständnisse machte,
beschloss die SP-Fraktion eine Woche vor der Wahl, die beiden Kandidierenden der
CVP zu unterstützen. Nach den Nationalratswahlen war von Brunner auch die von der
CVP dankbar aufgenommene Idee ins Spiel gebracht worden, dass die SVP, zumindest
vorläufig, den durch die Demission Villigers freiwerdenden FDP-Sitz erhalten könnte. 5

Dass der Nachfolger Schmids nicht aus der mit Eveline Widmer-Schlumpf bereits in der
Regierung vertretenen kleinen BDP kommen würde, war klar. An sich sprach für die
Vertreter von SP, FDP und CVP nichts dagegen, die SVP als stärkste Partei wieder in den
Bundesrat aufzunehmen. Noch bevor Schmid seinen Rücktritt bekannt gab, machte sich
allerdings der SVP-Präsident Brunner (SG) bereits für eine Kandidatur von alt Bundesrat
Christoph Blocher stark. Nur dieser sei fähig, das VBS wieder in „Ordnung“ zu bringen.
Der Plan der SVP-Parteileitung, Blocher als einzigen Kandidaten zu nominieren, stiess
aber in der dafür zuständigen SVP-Fraktion auf Widerstand. Diese sprach sich zwar für
eine Rückkehr in die Regierung aus, lehnte es aber knapp ab, sich auf Blocher als
einzigen Kandidaten festzulegen. Die Medien waren sich einig, dass Blocher im
Parlament keine echten Wahlchancen hatte und bezeichneten die SVP-Nationalräte
Amstutz (BE), Baader (BL), Maurer (ZH) und Zuppiger (ZH) als aussichtsreichste
Kandidaten. Obwohl FDP, CVP und SP mehrfach erklärt hatten, dass ihre Parlamentarier
Blocher nicht wählen würden, nominierte ihn der Vorstand der SVP des Kantons Zürich
mit 47 zu 1 Stimme zuhanden der Fraktion als Kandidat. Die Delegiertenversammlung
der Zürcher SVP bestätigte diesen Beschluss mit einem weniger deutlichen
Stimmenverhältnis (264 zu 45). Weitere von ihren Kantonalparteien an die Fraktion
gemeldete Kandidaten waren die Nationalräte Amstutz und Aebi (beide BE), Schwander
(SZ), Hurter (SH) und Baader (BL), Ständerat Germann (SH) und Regierungsrat Mermoud
(VD); zudem nominierten die SVP-Frauen die Zürcher Regierungsrätin Fuhrer und die
SVP-Bezirkspartei Hinwil (ZH) Nationalrat Zuppiger (ZH). Der Bauernverbandspräsident
und Nationalrat Hansjörg Walter (TG), der dem gemässigten Flügel der SVP angehört,
war ebenfalls im Gespräch gewesen, wurde aber von seiner Kantonalpartei nicht als
Kandidat ins Rennen geschickt.

Der Fraktionsvorstand der SVP empfahl ein Zweierticket mit Blocher, ohne einen
zweiten Namen zu nennen. Die Fraktion selbst hielt sich an diesen Vorschlag und stellte
neben Blocher den Zürcher Nationalrat Ueli Maurer auf, der bis Ende Februar
Parteipräsident gewesen war. Im Vorfeld der Wahlen zeigte sich, dass nicht nur die
Linke, sondern auch wichtige Exponenten der CVP und zudem einige Freisinnige sich
ebenso wenig für Maurer erwärmen konnten wie für Blocher. SVP-Präsident Brunner
rief ihnen – und auch den eigenen Parteiangehörigen – kurz vor der Wahl noch einmal
in Erinnerung, dass gemäss den neuen SVP-Statuten jeder automatisch aus der Partei
ausgeschlossen würde, der als nicht offizieller Kandidat die Wahl zum Bundesrat
annehmen würde. 6

ANDERES
DATUM: 08.12.2008
HANS HIRTER
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Landesverteidigung

Militäreinsätze

Fin septembre, deux soldats suisses engagés dans la force internationale déployée en
Afghanistan ont été blessés par le tir d’une roquette. Engagés au sein d’une équipe de
reconstruction de l’armée allemande et basés dans un camp militaire à Kunduz, les
deux soldats n’ont subi qu’un léger traumatisme auditif (un des deux ayant également
été traité pour un état de choc), alors que quatre soldats allemands ont été blessés
(dont un grièvement), dans cette attaque attribuée aux partisans de l’ancien régime des
talibans. Quatre Suisses sont engagés au sein de la force internationale et un cinquième
y travaille comme expert en déminage. Cet épisode n’a pas manqué pas de faire réagir
l’UDC au travers de son président, le zurichois Ueli Maurer, qui a déclaré, au lendemain
des faits, que le risque zéro promis par le gouvernement pour les engagements à
l’étranger était clairement remis en question. 7

ANDERES
DATUM: 01.10.2004
ELIE BURGOS

Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Grosse Parteien

Im November kündigte Bundesrat Samuel Schmid seinen Rücktritt an. Durch ihre
heftigen Angriffe auf ihn und seine Arbeit hatte die SVP zu dieser Entwicklung
beigetragen. Der Partei bot sich nun die Möglichkeit einer Bundesratskandidatur. Mit
Spannung wurde erwartet, ob die SVP erneut Christoph Blocher nominieren würde –
was angesichts seiner geringen Wahlchancen einem freiwilligen Verbleib in der
Opposition gleichgekommen wäre. Die SVP-Bundeshausfraktion entschied sich für ein
Zweierticket mit Christoph Blocher und Ueli Maurer. Ueli Maurer wurde am 10.
Dezember äusserst knapp in den Bundesrat gewählt – mit 122 Stimmen im dritten
Wahlgang, was genau dem absoluten Mehr entsprach. Einer Wahl nahe war der
Präsident des Bauernverbands, Hansjörg Walter (svp, TG) mit 121 Stimmen gewesen.
Blocher erhielt im ersten Wahlgang 54 Stimmen. Walter hatte vor der Wahl erklärt, er
würde das Bundesratsamt ablehnen. Nach Einschätzungen in der Presse setzte ihn die
SVP-Parteispitze diesbezüglich stark unter Druck. Mit der Wahl Maurers konnte die SVP
einen linientreuen Vertreter in die Regierung bringen. 8

ANDERES
DATUM: 12.12.2008
SABINE HOHL

1) Vgl. auch Kenneth Angst, „Unterwegs zum ‚tripolaren‘ Klassen- und Kulturkampf“, in AZ, 4.3.08; Adrian Vatter, „Auf dem
Weg zu einer ‚normalen‘ Verhandlungsdemokratie“, in NZZ, 12.3.08; Leonhard Neidhart, „Die ‚Konkordanzdämmerung‘“, in
NZZ, 7.7.08; Andreas Gross, „Kern der Konkordanz“, in AZ, 18.9.08 sowie Lit. Vatter.
2) Blick, 19.4.97; SGT, 22.4.97.23; Bund, 11.6.97.24; Presse vom 23.6.97; AZ, 31.7.97; NZZ, 30.9.97 (Inserat mit
Spendenaufruf).25
3) TA, 20.1., 25.1., 23.2. und 11.5.07; SoZ, 21.1.07; Blick, 21.5.07 (Maurer); NZZ, 21.6.07 (Sponsoren); Bund, 31.7. (Wahlkampf)
und 6.8.07 (Rechtsradikale); Presse vom 1.5.-2.8.07; AB SR, 2007, S. 230 f. (Interpellation Inderkum). Siehe auch die
Interpellationen Darbellay (cvp, VS), Haller (svp, BE), Markwalder (fdp, BE) und Menétrey (gp, VD) in AB NR, 2007, S. 1716 f. und
Beilagen III, S. 492 ff.
4) Presse vom 25.-27.10.99; NZZ, 29.10.99 (FDP); BaZ, 19.11.99 (Forderung nach SP-Sitz); Presse vom 27.11. (SVP-Fraktion),
8.12. (CVP ) und 15.12.99 (FDP).
5) Bund, 21.10.03; TA, 23.10.03; Presse vom 3.12.03 (Fraktion). Zur CVP-internen Kritik siehe auch NLZ, 6.11.03 (Gernet), NZZ,
7.11.03 (Hartmann) und AZ, 4.12.03 (Carlo Schmid). Zu den Hintergründen des Entscheids der CVP-Spitze siehe auch SoZ,
28.12.03.; Presse vom 20.10. und 21.10.03 (Ankündigung Maurers); TA, 21.10.03 (Fraktionsführung); Presse vom 25.10.03
(Fraktion); Bund, 22.10.03 und TA, 23.10. und 24.11.03 (Kritik); Presse vom 1.12.03 (DV). Zur Vorbereitung der SVP-
Ankündigung siehe LT, 22.10.03 und Blick, 24.10.03.; Presse vom 21.10., 24.10. und 3.12.03.; SGT, 25.6. und 1.7.03; Blick, Bund
und TA, 31.10.03 (Forderungen an die CVP); TA, 22.10.03 (FDP-Sitz); Blick und TA, 30.10.03 (CVP); BZ, 8.11.03 (GP); NZZ,
3.12.03 (SP-Fraktion).
6) Brunner: NLZ, 31.7.08; So-Blick, 16.11.08. SVP-ZH: Presse vom 18.11.08; NZZ, 25.11.08. Andere SVP-Kantonalsektionen: NZZ,
18.11. (BE und VD), 19.11. (SH und SZ) und 24.11.08 (BL). SVP-Frauen: TA, 20.11.08. Hinwil: TA, 26.11.08. SVP-Fraktion: TA, 1.10.08;
Presse vom 27.11. und 28.11.08. Andere Parteien: AZ und Lib., 14.11.08; BaZ, 19.11.08. NR Walter: SGT, 19.11.08; TA, 6.12.08; TG,
10.12.08. Ausschlussdrohung: TA, 8.12.08.
7) Blick, 1.10.04. ; LT, 1.10.04.
8) SVP-Angriffe auf Schmid: TA, 12.8.08. Bundesratswahl: TA, 13.11., 19.11., 25.11., 28.11. und 8.12.08; BZ, 15.11. und 28.11.08;
Presse vom 11.12.08; NZZ, 12.12.08.

ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.90 - 01.01.20 4


